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SSSSYNOPSEYNOPSEYNOPSEYNOPSE     
zum Regierungsentwurf vom 12.4.2017 eines Gesetzes zur Stärkung 

von Kindern und Jugendlichen (Kinder- und Jugendstärkungsgesetz – KJSG) 

Mitwirkung Mitwirkung Mitwirkung Mitwirkung     

JugJugJugJugendgerichtendgerichtendgerichtendgericht/Fam/Fam/Fam/Familiengerichtiliengerichtiliengerichtiliengericht    

Bisherige Fassung Entwurfsfassung 

Sozialgesetzbuch (SGB) – Achtes Buch (VIII) – Kinder- und Jugendhilfe (SGB VIII) 

§ 50 Mitwirkung in Verfahren vor den 

Familiengerichten 

[…] 

(2) Das Jugendamt unterrichtet insbesondere 

über angebotene und erbrachte Leistungen, 

bringt erzieherische und soziale Gesichtspunk-

te zur Entwicklung des Kindes oder des Ju-

gendlichen ein und weist auf weitere Mög-

lichkeiten der Hilfe hin. In Kindschaftssachen 

informiert das Jugendamt das Familienge-

richt in dem Termin nach § 155 Absatz 2 des 

Gesetzes über das Verfahren in Familiensa-

chen und in den Angelegenheiten der freiwil-

ligen Gerichtsbarkeit über den Stand des 

Beratungsprozesses. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

(3) […] 

§ 50 Mitwirkung in Verfahren vor den 

Familiengerichten 

[…] 

(2) Das Jugendamt unterrichtet insbesondere 

über angebotene und erbrachte Leistungen, 

bringt erzieherische und soziale Gesichtspunk-

te zur Entwicklung des Kindes oder des Ju-

gendlichen ein und weist auf weitere Mög-

lichkeiten der Hilfe hin. In Verfahren nach den 

§§ 1631b, 1632 Absatz 4, §§ 1666 und 1666a 

des Bürgerlichen Gesetzbuchs sowie in Ver-

fahren, die die Abänderung, Verlängerung 

oder Aufhebung von nach diesen Vorschrif-

ten getroffenen Maßnahmen betreffen, legt 

das Jugendamt dem Familiengericht den 

Hilfeplan nach § 36 Absatz 2 Satz 2 vor. In 

anderen die Person des Kindes betreffenden 

Kindschaftssachen legt das Jugendamt den 

Hilfeplan auf Anforderung des Familienge-

richts vor. Das Jugendamt informiert das Fa-

miliengericht in dem Termin nach § 155 Ab-

satz 2 des Gesetzes über das Verfahren in 

Familiensachen und in den Angelegenheiten 

der freiwilligen Gerichtsbarkeit über den 

Stand des Beratungsprozesses. § 64 Absatz 2 

und § 65 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 und 2 

bleiben unberührt. 

(3) […] 

§ 52 Mitwirkung in Verfahren nach dem 

Jugendgerichtsgesetz 

(1) Das Jugendamt hat nach Maßgabe der 

§§ 38 und 50 Absatz 3 Satz 2 des Jugendge-

richtsgesetzes im Verfahren nach dem Ju-

gendgerichtsgesetz mitzuwirken. 

 

 

 

 

§ 52 Mitwirkung in Verfahren nach dem 

Jugendgerichtsgesetz 

(1) Das Jugendamt hat nach Maßgabe der 

§§ 38 und 50 Absatz 3 Satz 2 des Jugendge-

richtsgesetzes im Verfahren nach dem Ju-

gendgerichtsgesetz mitzuwirken. Dabei soll 

das Jugendamt auch mit anderen öffentli-

chen Einrichtungen und sonstigen Stellen, 

deren Tätigkeit sich auf die Lebenssituation 

des Jugendlichen oder jungen Volljährigen 
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(2) Das Jugendamt hat frühzeitig zu prüfen, 

ob für den Jugendlichen oder den jungen 

Volljährigen Leistungen der Jugendhilfe in 

Betracht kommen. Ist dies der Fall oder ist 

eine geeignete Leistung bereits eingeleitet 

oder gewährt worden, so hat das Jugend-

amt den Staatsanwalt oder den Richter um-

gehend davon zu unterrichten, damit geprüft 

werden kann, ob diese Leistung ein Absehen 

von der Verfolgung (§ 45 JGG) oder eine 

Einstellung des Verfahrens (§ 47 JGG) ermög-

licht. 

(3) […] 

auswirkt, zusammenarbeiten, soweit dies zur 

Erfüllung seiner ihm dabei obliegenden Auf-

gaben erforderlich ist. Die behördenübergrei-

fende Zusammenarbeit kann im Rahmen von 

gemeinsamen Konferenzen oder vergleich-

baren gemeinsamen Gremien oder in ande-

ren nach fachlicher Einschätzung geeigneten 

Formen erfolgen. 

(2) Das Jugendamt hat frühzeitig zu prüfen, 

ob für den Jugendlichen oder den jungen 

Volljährigen Leistungen der Jugendhilfe oder 

anderer Sozialleistungsträger in Betracht 

kommen. Ist dies der Fall oder ist eine geeig-

nete Leistung bereits eingeleitet oder ge-

währt worden, so hat das Jugendamt den 

Staatsanwalt oder den Richter umgehend 

davon zu unterrichten, damit geprüft werden 

kann, ob diese Leistung ein Absehen von der 

Verfolgung (§ 45 JGG) oder eine Einstellung 

des Verfahrens (§ 47 JGG) ermöglicht. 

(3) […] 

Jugendgerichtsgesetz (JGG) 

Neu: § 37a Zusammenarbeit in gemeinsamen Gremien 

(1) Jugendrichter und Jugendstaatsanwälte können zum Zweck einer abgestimmten Aufga-

benwahrnehmung fallübergreifend mit öffentlichen Einrichtungen und sonstigen Stellen, deren 

Tätigkeit sich auf die Lebenssituation junger Menschen auswirkt, zusammenarbeiten, insbe-

sondere durch Teilnahme an gemeinsamen Konferenzen und Mitwirkung in vergleichbaren 

gemeinsamen Gremien. 

(2) An einzelfallbezogener derartiger Zusammenarbeit sollen Jugendstaatsanwälte teilneh-

men, wenn damit aus ihrer Sicht die Erreichung des Ziels nach § 2 Absatz 1 gefördert wird. 

 


